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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesrichtergesetzes

Anhörung - Drucksache 19/3098

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Gelegenheit, zu der geplanten Änderung des Landesrichtergesetzes

Stellung nehmen zu können.

Aus Sicht der Arbeitsgerichtsbarkeit und der Finanzgerichtsbarkeit des Landes Schleswig-

Holstein sollte von den geplanten Änderungen zur Richterwahl (§§ 22, 24 LRiG) Abstand

genommen werden. Es erscheint als höchst fraglich, ob mit ihnen dem in Art. 33 Abs. 2

GG festgeschriebenen Grundsatz der Bestenauslese und der in Art. 19 Abs. 4 GG nor-
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mierten rechtlichen Uberprüfbarkeit von Auswahlentscheidungen noch hinreichend Rech-

nung getragen würde. Auch die jüngste Entscheidung des BVerwG vom 07.07.2021 - 2 C

2.21 -, zu der bisher nur eine Pressemitteiiung (Nr. 46/2001) vorliegt, betont ausdrücklich

die Bedeutung der dienstlichen Beurteilung für die Auswahlentscheidung.

Der vom Bundesverfassungsgericht zur Bundesrichterwah! entwickelte Prüfungsmaßstab

in der Entscheidung vom 20.09.2016 - 2 BvR 2453/15 -, die zusammen mit der Entschei-

düng des Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsgericht vom 21.10.2019 -2 MB 3/19 -

die geplanten Änderungen zur Richterwah! (§§ 22,24 LRiG) ausgelöst hat, erscheint nicht

übertragbar. Zwischen einer auf Landesebene durchzuführenden Richterwahi nach Art. 50

LVerfG und einer auf Bundesebene durchzuführenden Richterwahl nach Art. 95 Abs. 2

GG bestehen strukturelle Unterschiede. In dem Verfahren über die Bundesrichterberufung

soll.die Justizstruktur der Bundesebene den föderativen Staatsaufbau widerspiegeln. Die

Beteiligung der Landesminister im Bundesrichterwahlausschuss ist Ausdruck elnes födera-

len Elements. Das lässt sich nicht ohne weiteres auf die Landesebene übertragen.

Art. 33 Abs. 2 GG gilt auch für die Berufung von Landesrichterinnen und Landesrichtem.

Gleiches gilt für Art. 1 9 Abs. 4 GG, der garantiert, dass der gerichtliche Rechtsschutz je-

denfalis nicht unzumutbar erschwert werden darf. Die geplante Änderung der Richterwahl

würde zu einer Beschränkung der gerichtlichen Uberprüfbarkeit führen, die weder notwen-

dig ist noch verfassungsrechttich unbedenklich erscheint. Mit der vorgeschlagenen Neure-

geiung des § 22 Abs. 1 LRiG müssten sich die Mitglieder des Richterwahlausschusses nur

noch von Art. 33 Abs. 2 GG „leiten lassen", sind aber nicht an Art. 33 Abs. 2 GG „gebun-

den". Eine gerichtliche inhaltliche Uberprüfbarkeit derWahlentscheidung und der Einhal-

tung des Grundsatzes der Bestenauslese würde allen Landesrichterinnen und Landesrich-

tern nahezu vollständig entzogen, ausgenommen in Bezug auf Formfehier oder Wiilkürge-

sichtspunkte. Es besteht die große Gefahr, dass das Spannungsverhältnis beider Gmnd-

rechte von Bewerberinnen und Bewerbern über Gebühr „strapaziert" und die Grenzen der

Verfassungsmäßigkeit einer solchen Regelung überschritten werden.

Zu bedenken ist auch, dass die Einsetzung eines Landesrichterwahlausschusses im Sinne

des Art. 98 Abs. 4 GG nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts der Ver"

breiterung der Legitimationsbasis der ausgewählten Richter*innen dient. Die reduzierte
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Bindung an den Grundsatz der Bestenausiese und die damit einhergehende einge-

schränkte rechtliche Uberprüfbarkelt einer Auswahlentscheidung wären dem sowohl in der

Richterschaft als auch den Bürgerinnen und Bürgern greifbar abträgiich.

Die Überarbeitung und redaktionelle Aktualisierung diverser Vorschriften wird als sehr

sinnvoll angesehen.

Mit freundlichen Grüßen

Marlie^Heimann
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Dr. Birger Brandt




